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Begründung 
 

zum Bebauungsplan und zu den Örtlichen Bauvorschriften „Boppengrund II, 1. Änderung, 
Stadt Bad Rappenau, Ortsteil Bonfeld 
 
 
 

I. Bestehendes Planungsrecht, Zweck der Bebauungsplan-Änderung 
 
 
Der Bebauungsplan „Boppengrund II“ der Stadt Bad Rappenau und die Örtlichen Bauvorschriften konnten 

nach den erfolgten Satzungsbeschlüssen am 04.04.2019 durch die ortsübliche Bekanntmachung am 

18.07.2019 in Kraft treten.  

Auf der Grundlage des hieraufhin erstellten Umlegungsplanes wurde zwischenzeitlich die Erschließungspla-

nung durchgeführt und das Baugebiet erschlossen. 

 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes geht die Stadt Bad Rappenau auf die im Zuge der Straßenpla-

nung konkretisierten und zwischenzeitlich realisierten Höhenlagen der Erschließungsstraßen ein. 

Hintergrund der vorgenommenen Anhebung der öffentlichen Verkehrsfläche weit über das vorhandene Ge-

ländeniveau hinaus war der Wunsch der Stadt Bad Rappenau, das Plangebiet im Freispiegelgefälle zu ent-

wässern und bei Starkregenereignissen einen Abfluss des gesamten Regenwassers über die öffentlichen 

Verkehrsflächen in den „Seelesbach“ zu gewährleisten. 

 

Mit der punktuellen Ergänzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes soll ein Entstehen von Gebäuden 

mit sichtbaren, sich nicht einfügenden hohen Außenwänden und damit das Entstehen städtebaulicher Dis-

krepanzen zwischen benachbarten Gebäuden, insbesondere im Bereich der möglichen Doppelhaus-

Bebauung, vermieden werden. 

 
 

II. Lage des Plangebietes 
 
 
Das zwischenzeitlich erschlossene Neubaugebiet „Boppengrund II“ befindet sich im Nord-Osten des Stadt-

teiles Bonfeld und schließt unmittelbar an das Baugebiet „Boppengrund“ an.  

Die östliche Abgrenzung bildet der Verlauf des „Seelesbach“.  

Im Westen grenzt das Plangebiet an eine hier vorhandene Obstbaumplantage an. 

 

https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwjB1qrQqbfSAhUKPxQKHeYjAsoQjRwIBw&url=https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Logo_Bad_Rappenau.png&bvm=bv.148441817,d.d24&psig=AFQjCNG6bd6AGm5Du-LxhjRPt3PUX5JYTA&ust=1488526990494619
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Das Plangebiet kann auf kurzem Weg über die „Rappenauer Straße“ an die K 2120 (Richtung Kernstadt) 

sowie an die L 1107 (Richtung Bad Rappenau) angebunden werden. 

 
 

 
 
 
 

III. Rechtliche Grundlagen 
 
 
Das Verfahren der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Boppengrund II“ wird auf der Grundlage des § 13 

BauGB im „vereinfachten Verfahren“ durchgeführt. 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden die Grundzüge der Planung nicht berührt.  

Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass durch die Planänderung Erhaltungsziele und Schutzzwecke 

von „NATURA 2000-Gebieten“ beeinträchtigt werden. 

Von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB sowie von der Ausarbeitung eines Um-

weltberichtes nach § 2 a BauGB wird abgesehen. 

 

Da sowohl die Abgrenzung des Plangebietes als auch die ausgewiesene „Art der zulässigen Nutzung“ keine 

Änderung erfahren, kann die Feststellung getroffen werden, dass die Bebauungsplan-Änderung nach wie 

vor gemäß § 8 Abs. 2 BauGB als „aus dem Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Bad Rap-

penau – Kirchardt – Siegelsbach entwickelt“ anzusehen ist. 
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Grundlagen für die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Boppengrund II“ sowie für den Verfahrensablauf 

sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.32017 (BGBI. I. S. 

3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6), die Verordnung über 

die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) in der Fassung vom 

21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 04.01.2023 (BGBl. Nr. 6), 

die Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 

24.07.2000 (BGBl. S. 581, S. 698), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095), sowie 

die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990, geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. 

I S. 1802). 

 

Von der Änderung betroffen sind sowohl die zeichnerischen und schriftlichen Festsetzungen als auch die 

Satzung über Örtliche Bauvorschriften.  

Als Rechtsgrundlage für die vorgenommenen Änderungen/Ergänzungen innerhalb der Örtlichen Bauvor-

schriften gilt die Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 

357, ber. S. 416), letztmalig geändert durch Artikel 27 der Verordnung vom 21.12.2021 (GBl. 2022 S. 1,4). 

 
 

IV. Inhalte der Bebauungsplan-Änderung 
 
 
Um eine Entwässerung des Plangebietes im Freispiegelgefälle zu ermöglichen und bei Starkregenereignis-

sen einen oberflächigen Abfluss des Regenwassers in den „Seelesbach“ zu gewährleisten, wurde die Ent-

scheidung getroffen, die öffentlichen Verkehrsflächen in einem, über die bisherigen Annahmen hinausge-

henden Umfang über dem vorhandenen Geländeniveau anzuordnen. Mit diesem Hintergrund wurden die im 

rechtskräftigen Bebauungsplan „Boppengrund“ maximal festgesetzten Erdgeschossrohfußbodenhöhen und 

maximal zulässigen Traufhöhen grundstücksbezogen nochmals einer Prüfung unterzogen. Vermieden wer-

den sollen einerseits zu stark in das vorhandene Gelände einschneidende Sockelhöhen, andererseits ein-

zelne zu dominante Wandhöhen im Siedlungsgefüge. 

 
 

1. Änderung/Ergänzung der Vorgaben zulässiger EFH-Höhen 
 
Aufgrund der gegenüber dem ersten Planungsansatz geänderten Straßenoberkante, wird im Bebauungsplan 

für die westlich im Plangebiet gelegene Bauzeile für zwei gebildete Grundstücke die Erdgeschossfußboden-

höhe von bisher 1,25 m auf nunmehr 2,50 m angehoben. Das einzuhaltende Maß wird gemessen von der 

Mittelachse der angrenzenden Erschließungsstraße. 

 

Des Weiteren soll es durch die Formulierung ergänzender Vorgaben ausgeschlossen werden, dass es bei 

der Umsetzung des Bebauungsplanes im Bereich der zulässigen Doppelhaus-Bebauung zu untereinander 

zu stark differierender Erdgeschossfußbodenhöhen kommen kann. Die Wahrscheinlichkeit solch uner-

wünschter Entwicklungen liegt in der Höhenlage der Straße und der hierdurch gegebenen größeren Band-

breite an Lösungsansätzen begründet.  
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Mit diesem Hintergrund formuliert der Bebauungsplan-Entwurf nunmehr für die Bereiche, für welche eine 

Doppelhaus-Parzellierung vorgesehen ist, neben einer maximal zulässigen EFH-Höhe auch eine nicht zu 

unterschreitende Fußbodenhöhe (EFH min). 

Zur Vermeidung unerwünschter Härten kann im Einzelfall die maximal zulässige Sockelhöhe ausnahmswei-

se überschritten werden. Damit reduziert sich die zulässige Traufhöhe, da dessen Bezugspunkt stets die im 

Bebauungsplan formulierte maximal zulässige Sockelhöhe ist. 

 
 

2. Begrenzung der Höhe sichtbarer Außenwände 

 
Das Siedlungsgefüge und das Straßenbild werden im Baugebiet „Boppengrund II“ zukünftig durch zwei 

sichtbare Vollgeschosse geprägt sein. Zur Vermeidung eines wahrnehmbaren weiteren Geschosses im 

straßenabgewandten Bereich, werden die Schriftlichen Festsetzungen unter der Ziffer 2.4. ergänzt. Dem-

nach darf zukünftig die sichtbare Wandhöhe einer Bebauung, gemessen von der an das Gebäude angren-

zenden zukünftigen Geländehöhe, das Maß von 8,00 m nicht überschreiten.  

Der oberste Bezugspunkt ist hierbei, analog der formulierten Definition zulässiger Traufhöhen, der Schnitt-

punkt des Außenmauerwerkes mit der Oberkante der Dachhaut. 

Mit den ergänzenden Festsetzungen soll gewährleistet werden, dass, insbesondere auch bei einer Doppel-

haus-Bebauung, zukünftig nicht gänzlich verschiedene Wandhöhen und damit verbunden stark differenzie-

rende Höhenlagen der straßenabgewandten Freiflächen entstehen. 

 
 

3.  Errichtung von Garagen 
 
Gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen Garagen auch außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen sowie in den Grundstücksabstandsflächen zugelassen sein. Sie dürfen die straßenab-

gewandten Baugrenzen, sofern dies im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes nicht anders dargestellt 

ist, nicht überschreiten.  

Aufgrund der durch den Straßenbau entstandenen Höhenlage wird eine ergänzende Festsetzung in den 

Bebauungsplan aufgenommen. Demnach wird der bei einer Grenzbebauung talseits der Straße zur Abstüt-

zung einer Garage erforderliche Wandanteil (Anteil, der sich unterhalb des Garagenbodens befindet) bei der 

Berechnung der gemäß § 6 LBO zulässigen Wandhöhe und Wandfläche (3,00 m/25 m² Wandfläche) nicht 

mitgerechnet. 

 
 

4. PKW-Stellplätze entlang des öffentlichen Straßenraumes 
 
Mehrstöckige Parkierungsanlagen in Form von „Doppelparkern“ dürfen gemäß einer ergänzend in den Be-

bauungsplan aufgenommenen Festsetzung nicht unmittelbar entlang der Fahrbahnbegrenzungslinie ange-

ordnet werden. Sie müssen von hier aus zukünftig einen Mindestabstand von 5,00 m einhalten bzw. müssen 

sich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche eines Grundstückes befinden. 

Damit ist gewährleistet, dass die Verkehrsteilnehmer nicht beeinträchtigt werden und eine solche Anlage, 

durch ein Abrücken vom Straßenraum, keine Dominanz ausstrahlt. 
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5. Ausgestaltung der Vorgartenflächen 
 
Durch die Bebauungsplan-Änderung soll sichergestellt werden, dass, auch bei Mehrfamilien-Wohnhäusern, 

die Vorgartenflächen nicht vollumfänglich versiegelt und als Parkplätze genutzt werden.  

Die unter der Ziffer 10. der Schriftlichen Festsetzungen vorgenommene Ergänzung formuliert aus Gründen 

der Ortsgestaltung die Vorgabe, dass mindestens ein Drittel der Länge eines Vorgartens als Grünfläche zu 

bepflanzen und als solche dauerhaft zu unterhalten ist. Die Festsetzung gewährleistet damit, gegenüber den 

Festsetzungen der Ursprungsfassung, eine optische Aufwertung der an den Straßenraum angrenzenden 

Flächen. Des Weiteren kann in diese Flächen das Oberflächenwasser eingeleitet und zur Versickerung oder 

Verdunstung gebracht werden.  

 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass die aufgenommene Festsetzung positive Auswirkungen auf die Ar-

tenvielfalt und auf das Kleinklima im Baugebiet haben wird. 

 
 

6. Zulässigkeit von Tiefgaragen 
 
Auf den Bauflächen, auf denen Mehrfamilien-Wohnhäuser mit bis zu 6 Wohneinheiten zugelassen sind, de-

finiert der Bebauungsplan durch ein Planzeichen die Bereiche, welche zukünftig durch Tiefgaragen unter-

baut werden dürfen. Hierdurch kann es ausnahmsweise auch zu einer Überschreitung der zulässigen 

Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO kommen.  

Grundsätzlich gilt gemäß der ergänzten Ziffer 10. der Schriftlichen Festsetzungen, dass Tiefgaragen stets 

mit einer mindestens 50 cm starken Substratstärke überdeckt werden müssen. Die hierauf anzulegenden 

Grünflächen (zulässig ist auch eine Teilversiegelung, beispielsweise in Form von Terrassen) sind dauerhaft 

als solche zu erhalten und zu pflegen. 

 
 

V. Örtliche Bauvorschriften 
 
 
Gemäß der rechtskräftigen Fassung der Örtlichen Bauvorschriften wird die Höhe sichtbarer Stützwände auf 

ein Maß von 1,50 m begrenzt. Diese Vorgabe bleibt uneingeschränkt erhalten. Sie wird jedoch aufgrund der 

gewählten Höhenlage der Straßen dahingehend modifiziert, dass auch ein Hintereinander reihen mehrerer 

Stützwandelemente unter der Voraussetzung zugelassen wird, dass zwischen den Stützwandwand-

Elementen ein Mindestabstand von 1,50 m eingehalten wird. Dieser ist zu begrünen. 

Des Weiteren wird, in Anbetracht der realisierten Straßenhöhen und der ggf. entstehenden Notwendigkeit 

einer Errichtung von Tiefgaragen, die ergänzende Festsetzung in die Örtlichen Bauvorschriften aufgenom-

men, dass zur Absicherung grenznaher Garagen, Zufahrten und PKW-Stellplätze die maximal zulässige 

Stützwandhöhe 2,50 m betragen darf (Formulierung in der bisherigen Festsetzung : 1,50 m). Damit gehen 

die Örtlichen Bauvorschriften auf möglicherweise punktuell auftretende Notwendigkeiten ein, ohne dass 

hierdurch die gestalterischen Grundzüge für das Baugebiet aufgegeben werden. 
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VI. Erschließungsbeiträge 
 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Boppengrund II“ löst für die Grundstückseigentümer des Geltungs-

bereiches keine Erhebung zusätzlicher Erschließungsbeiträge gemäß §§ 121 ff. BauGB aus 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgestellt : Sinsheim, 06.09.2022 – Gl/Ru 
 
 
 
 

  

 
 

Sebastian Frei, Oberbürgermeister  Architekt 
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Anlage 1 
 
 
 
 

Darstellung der im Zuge des Verfahrens geänderten Planungsinhalte 
 
 
 

▪ Schriftliche Festsetzungen 
 

▪ Örtliche Bauvorschriften 
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